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Verantwortung der katholischen Kirche für unabhängige Beratung für Betroffene 

von sexueller Gewalt 

 

Sehr geehrter Herr Bischof Dr. Wilmer, 

sehr geehrte Mitglieder der Deutschen Bischofskonferenz, 

als unabhängige Kommission, die sich unter der Beteiligung von Betroffenen mit der 

Aufarbeitung sexualisierter Gewalt im Kontext der katholischen Kirche befasst, wenden 

wir uns mit diesem Schreiben an Sie.  

In unserer Arbeit werden wir immer wieder mit den Erfahrungen von Menschen 

konfrontiert, die bis heute mit den Folgen sexualisierter Gewalt leben. Ein 

wiederkehrendes Thema in den Gesprächen mit Betroffenen ist dabei der schwierige 

Zugang zu unabhängiger Unterstützung und Beratung. Viele berichten, wie wichtig 

fachliche Beratung für sie war oder gewesen wäre – und zugleich, wie hoch die Hürden 

waren, ein passendes Angebot zu finden. Besonders deutlich wird dabei der Bedarf an 

unabhängigen Fachberatungsstellen, die frei von institutionellen Bindungen sind und 

von Betroffenen selbstbestimmt gewählt werden können. 
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Für zahlreiche Betroffene kommt eine Beratung in kirchlichen Einrichtungen oder in 

Organisationen, in denen Täter tätig waren oder sind, nicht in Betracht. Diese Nähe 

kann Ängste verstärken, Vertrauen verhindern oder alte Verletzungen erneut berühren. 

Unabhängige Beratungsangebote sind daher kein ergänzendes Angebot, sondern eine 

zentrale Voraussetzung dafür, dass Betroffene überhaupt Unterstützung annehmen 

können. 

Zugleich wird deutlich, dass Beratungsbedarfe nicht an Bistums- oder Landesgrenzen 

gebunden sind. Viele Betroffene leben heute an anderen Orten als dort, wo die Gewalt 

stattgefunden hat. Eine konsequente Unterstützung Betroffener erfordert deshalb eine 

deutschlandweite Perspektive und ein räumlich gut erreichbares Beratungsangebot, das 

diese Lebensrealitäten berücksichtigt. 

Bestehende spezialisierte Fachberatungsstellen gegen sexualisierte Gewalt spielen seit 

vielen Jahren eine tragende Rolle für Betroffene, arbeiten jedoch häufig unter finanziell 

unsicheren Bedingungen. Angesichts knapper öffentlicher Mittel stoßen staatliche 

Strukturen zunehmend an ihre Grenzen. Es geht aus unserer Sicht nicht darum, 

staatliche Verantwortung im Kinderschutz – insbesondere nach dem SGB VIII – zu 

ersetzen, sondern diese Verantwortung wirksam zu unterstützen.  

Dabei halten wir es für zentral, dass keine Doppelstrukturen geschaffen werden. 

Vielmehr sollten die vorhandenen Beratungsstrukturen gesichert, gestärkt und – wo 

notwendig – auf- und ausgebaut werden. Eine finanzielle Beteiligung der katholischen 

Kirche an diesen bestehenden unabhängigen Fachberatungsstellen würde einen 

wichtigen Beitrag leisten, um Wahlfreiheit, Erreichbarkeit und Qualität der Beratung 

dauerhaft zu sichern. Bundesweit sind inzwischen Strukturen vorhanden, die eine 

adäquate Verteilung von finanziellen Mitteln an qualifizierte Fachberatungsstellen 

gewährleisten. 

Aus unserer Arbeit mit Betroffenen wissen wir, dass die Frage der Verantwortung für 

viele nicht abstrakt ist. Betroffene erwarten, dass die katholische Kirche ihre 

Verantwortung nicht nur anerkennt, sondern sie auch konkret übernimmt – 

insbesondere dort, wo es um Unterstützung außerhalb kirchlicher Strukturen geht.  



 

 

Eine verlässliche finanzielle Beteiligung an unabhängiger Beratung würde von vielen 

Betroffenen als Ausdruck eines ernst gemeinten Verantwortungsbewusstseins 

verstanden. 

Vor diesem Hintergrund bitten wir Sie, unsere Darstellungen in Ihre Entscheidungen 

einzubeziehen und sich auf Ebene der Deutschen Bischofskonferenz für eine 

langfristige, transparente finanzielle Beteiligung der katholischen Kirche an 

unabhängigen spezialisierten Fachberatungsstellen gegen sexualisierte Gewalt 

einzusetzen. 

Unabhängig davon regen wir an, dass die DBK ihre Möglichkeit der politischen 

Einflussnahme auf die Bundesregierung und die Landesregierungen nutzt, um die 

Relevanz der spezialisierten Fachberatungsstellen gegen sexualisierte Gewalt auch im 

politischen Raum zu betonen und sich dort aktiv für deren Erhalt und Ausbau 

starkmacht.  

Mit freundlichen Grüßen 
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